
  

 
 

Der Regierungsrat des Kantons Thurgau 
an den Grossen Rat 

 

Frauenfeld, 23. Juni 2020 

416 

GRG Nr. 16 EA 182 515 

Einfache Anfrage von Barbara Dätwyler Weber, Elina Müller und Alban Imeri vom 
6. Mai 2020 „Covid-19-Krise bedroht Kinderbetreuung im Vorschulbereich − Jetzt 
Handeln, sonst droht eine Betreuungskrise nach dem Lockdown“ 

Beantwortung 

Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Regierungsrat beantwortet die Fragen wie folgt:  

Frage 1 

Mit Beschluss vom 20. Mai 2020 verabschiedete der Bundesrat die Verordnung über 
die Abfederung der wirtschaftlichen Auswirkungen der Massnahmen zur Bekämpfung 
des Coronavirus (Covid-19) auf die institutionelle familienergänzende Kinderbetreuung 
(Covid-19-Verordnung familienergänzende Kinderbetreuung; SR 862.1). Diese Verord-
nung bezweckt, die im Bereich der institutionellen familienergänzenden Kinderbetreu-
ung entstandenen wirtschaftlichen Auswirkungen abzufedern, eine nachhaltige Schädi-
gung der Institutionen zu verhindern und so zum Erhalt des Betreuungsangebots beizu-
tragen. Nach Art. 4 der zitierten Verordnung gewähren die Kantone den Institutionen 

der familienergänzenden Kinderbetreuung auf Gesuch hin Ausfallentschädigungen in 
Form von Finanzhilfen für die in der Zeit vom 17. März 2020 bis zum 17. Juni 2020 ent-
gangenen Betreuungsbeiträge der Eltern. Als entgangene Betreuungsbeiträge gelten 
jene Beiträge, welche die Eltern nach Abzug der ihnen zustehenden Subventionen von 
Kanton und Gemeinden den Institutionen schulden, obschon sie die Betreuungsleistung 
aufgrund der Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus nicht in Anspruch ge-
nommen haben. Institutionen, die Ausfallentschädigungen geltend machen, müssen 
den Eltern die bezahlten Beiträge für die in der Zeit vom 17. März 2020 bis zum 17. Juni 
2020 nicht in Anspruch genommenen Beitragsleistungen zurückerstatten. Gemäss 
Art. 5 der erwähnten Verordnung müssen die Institutionen die Gesuche bei den von den 
Kantonen bezeichneten zuständigen Stellen bis zum 17. Juli 2020 einreichen. Die De-
tailregelungen für die Gesuchs-, die Berechnungs- und die Zahlungsmodalitäten werden 
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in den Richtlinien des Bundesamtes für Sozialversicherungen (BSV) vom 17. Juni 2020 
bestimmt.  

Als zuständige Stelle wurde im Kanton Thurgau die Abteilung Pflegekinder- und Heim-
aufsicht beim Generalsekretariat des Departementes für Justiz und Sicherheit bestimmt. 
Diese Abteilung verfolgt die Situation bei den Kinderbetreuungsangeboten im Vorschul-
alter. Bis anhin bestehen keine Kenntnisse über allfällige drohende Konkurse. Eine Um-
frage der Abteilung bei den Kindertagesstätten im Kanton Thurgau im April 2020 ergab, 
dass bei knapp der Hälfte der Kindertagesstätten die Finanzen in Ordnung oder sogar 
gut seien. Knapp die Hälfte der Kindertagesstätten gab indessen an, dass ihre Finanzen 

schlecht, aber nicht existenzgefährdend seien. Im Kanton Thurgau durften alle Eltern ih-
re Kinder während der ganzen Zeit der Coronakrise in die Kindertagesstätten bringen. 
Die Belegung lag vor Ostern 2020 im schweizerischen Vergleich deshalb bei eher ho-
hen 50 %. Gemäss der erwähnten Umfrage haben viele Eltern ihre Kinder nach Ostern 
2020 und sogar noch vor den ersten Lockerungsschritten wieder in die Kindertagesstät-
ten gebracht. 

Aufgrund der besonderen Situation wurden die Rahmenbedingungen für die Kinderta-
gesstätten von Mitte März 2020 bis Ende Juni 2020 angepasst, so dass es ihnen 
grundsätzlich möglich war, mehr Kinder als üblich aufzunehmen, Kinder auch mehr zu 
betreuen und das Betreuungssetting an die neuen Verhältnisse anzupassen. Die Abtei-
lung Pflegekinder- und Heimaufsicht informierte die Kindertagesstätten frühzeitig und in 
Koordination mit dem Amt für Wirtschaft und Arbeit über die zahlreichen Massnahmen 
von Bund und Kanton für die Unternehmungen. Gemäss der angeführten Umfrage hat-
ten sich bis zum April 2020 60 % der Kindertagesstätten zur Kurzarbeit angemeldet; ei-
nige wenige haben auch zinslose Darlehen in Anspruch genommen.  

Frage 2 

Gemäss Art. 4 Abs. 4 der Covid-19-Verordnung familienergänzende Kinderbetreuung 
soll die Ausfallentschädigung 100 % der entgangenen Betreuungsbeiträge der Eltern 
decken. Die Ersatzleistungen der Sozialversicherungen an die Lohnkosten und allfällige 
weitere Leistungen des Bundes zur Abfederung der wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus werden von der Ausfallentschädigung 

in Abzug gebracht. Nach Art. 5 Abs. 4 der zitierten Verordnung beteiligt sich der Bund 
mit 33 % an den von den Kantonen ausbezahlten Ausfallentschädigungen. Die verblei-
benden 67 % der Kosten sind vom Kanton zu übernehmen.  

Frage 3 

Gemäss dem Gesetz über die familienergänzende Kinderbetreuung (RB 861.1) stellen 
die Politischen Gemeinden die Erhebung von Angebot und Bedarf an familienergän-
zender Kinderbetreuung sicher. Ausserdem fördern die Politischen Gemeinden bei Be-
darf die Schaffung und den Betrieb angemessener Angebote. Eine Beteiligung der Poli-
tischen Gemeinden an den Ausfallentschädigungen gemäss der Covid-19-Verordnung 
familienergänzende Kinderbetreuung ist nicht beabsichtigt.  
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Frage 4 

Der Regierungsrat unterstützt die Covid-19-Verordnung familienergänzende Kinderbe-
treuung des Bundesrates und die in Art. 1 der Verordnung vorgesehene Zielsetzung. 
Eine weitergehende Intervention beim Bundesparlament erscheint dem Regierungsrat 
als nicht notwendig.  

Frage 5 

Die Kantone waren unterschiedlich von der Corona-Pandemie betroffen. Zudem ist die 
Kinderbetreuung in den einzelnen Kantonen sehr unterschiedlich strukturiert und finan-
ziert. Aus diesem Grunde bevorzugte der Regierungsrat kantonale oder allenfalls regio-
nale Lösungen im fraglichen Bereich. Nun hat jedoch der Bundesrat die unter Frage 1 
erwähnte Verordnung erlassen, die auch vom Kanton Thurgau umzusetzen ist. Damit 
sind nach Auffassung des Regierungsrates die Forderungen der eidgenössischen 
Kommission für Familienfragen (EKFF) weitgehend erfüllt.  

Der Präsident des Regierungsrates 

Der Staatsschreiber 


